Schuldrecht

Allgemeiner Teil des Schuldrechts

I. Grundbegriffe

A. Das Schuldverhältnis

1. Subjektive, relative Rechte

Das Schuldrecht befasst sich mit den subjektiven relativen Rechten; sie wirken nur gegenüber bestimmten Personen.

Der Berechtigte heißt Gläubiger, der Verpflichtete Schuldner.

2. Schuldverhältnis

Schuldverhältnis heißt die Summe aller sachlich zusammengehörenden, miteinander verbundenen und insofern eine Funktionseinheit bildenden wechselseitigen subjektiven Rechten und Pflichten zwischen Gläubiger und Schuldner.

Neben den Haupt(leistungs)pflichten der Vertragspartner bestehen auch zahlreiche Nebenpflichten. (Interessenwahrungs-, Rücksichts-, Obsorgepflichten, ..) 

B. Schuld und Haftung

Wer etwas schuldet, muss eine Leistung erbringen. Wer die geschuldete Leistung nicht erbringt, hat dafür mit seinem Vermögen Einzustehen. Dieses Einstehen für die Schuld nennt man Haftung.

Schuld ist die Verpflichtung eine noch nicht erbrachte Leistung zu erbringen.

II. Begründung von Schuldverhältnissen
A.  Allgemeines
Schuldverhältnisse werden begründet durch:

· Rechtsgeschäft (Vertrag oder einseitiges Rechtsgeschäft)

· Vorvertraglichen Kontakt oder

· Erfüllung gesetzlicher Tatbestände

B. Rechtsgeschäftliche Schuldverhältnisse
1. Vertrag

Vertragliche Schuldverhältnisse werden durch Vertragsabschluss begründet.

2. Einseitiges Rechtsgeschäft

Schuldverhältnisse aufgrund einseitigen Rechtsgeschäftes sind eher selten und entstehen durch einseitige Selbstbindung.
Bsp: Auslobung; Der Anspruch auf die Belohnung wird mit der Erbringung der Leistung erworben.

Preisausschreiben; Der Auslobende behält sich Bewertungen der eingebrachten Leistungen vor.

C. Schuldverhältnisse aufgrund vorvertraglichen Kontaktes

Noch vor Vertragsabschluss bestehen zwischen den Verhandlungspartnern besondere Aufklärungs- und Sorgfaltspflichten.

Verletzung dieser Pflichten kann zu Schadenersatz führen (= culpa in contrahendo).
Hier liegt ein Schuldverhältnis aufgrund gesetzlichen Tatbestandes vor.

D. Gesetzliche Schuldverhältnisse

Beruhen auf der Erfüllung gesetzlicher Tatbestände (=> Besonderes Schuldrecht):

· Schadenersatz

· Ungerechtfertigter Bereicherung

· Geschäftsführung ohne Auftrag

· Gläubigeranfechtung

III. Mehrheit von Berechtigten und Verpflichteten

Ein Gläubiger kann mehrere Schuldner, ein Schuldner kann mehrere Gläubiger haben.

IV. Schuldinhalt

A. Die geschuldete Leistung

Ist jenes Verhalten des Schuldners, das er aufgrund des Schuldverhältnisses zu setzen verpflichtet ist. (kann Tun oder Unterlassen sein)

Der Schuldinhalt muss bestimmt (bestimmbar) sein.

Zum Schuldinhalt gehört auch die Bestimmung der Leistungszeit (Fälligkeit) und des Leistungsortes (Erfüllungsort).

B. Ziel- und Dauerschuldverhältnisse

Unterscheidung nach dem Inhalt!
1. Zielschuldverhältnisse

Sind auf die Erbringung einer einmaligen Leistung gerichtet. Mit vertragsmäßiger Erfüllung der geschuldeten Leistung ist die Schuldverpflichtung erloschen.

(=> allgemeine Regeln des ABGB über Verträge)

2. Dauerschuldverhältnisse

Bei ihnen wird ein andauerndes bzw. laufend wiederkehrendes Verhalten geschuldet.
Leistungserbringung beendet das Dauerschuldverhältnis nicht; man benötigt ein besonderes Ende (Kündigung, Zeitablauf, ..)
Bereits ins Erfüllungsstadium getretene Dauerschuldverhältnisse werden möglichst nur ex nunc aufgelöst, wenn sich herausstellt, dass der ihnen zugrunde gelegte Vertrag nichtig ist. (komplizierte Rückabwicklung ersparen!)
C. Gattungsschulden und Stückschulden

1. Gattungsschulden

Auch Genussschulden; sind nach generalisierenden Merkmalen umschrieben; 

Bsp: ein Eiskasten, ein Fernseher

2. Stückschulden

Auch Speziesschulden; werden nach individualisierenden Merkmalen charakterisiert;

Bsp: das Rennpferd Malibu, das Fahrrad von Max

3. Bedeutung der Unterscheidung

wichtig für die Frage der Gefahrtragung;

Zwischen Leistungs- und Preisgefahr wird unterschieden. 

Beim Tragen der Leistungsgefahr geht es um die (neuerliche) Erbringung der Leistung.

Beim Tragen der Preisgefahr geht es um die Zahlung des Preises für die untergegangene Leistung bzw. um die Erbringung der Gegenleistung für die untergegangene Leistung.
a) Leistungsgefahr
Die Leistungsgefahr trägt der Schuldner der Leistung, wenn er im Falle des zufälligen Unterganges der geschuldeten Sache trotz deren Unterganges leisten muss.

Die Leistungsgefahr trägt der Gläubiger der Leistung, wenn er infolge zufälligen Unterganges der geschuldeten Leistung keinen Anspruch auf Leistung mehr hat. (=> Annahmeverzug)

b) Preisgefahr

Die Preisgefahr trägt der Gläubiger der Leistung des Schuldners, wenn er den Preis oder die sonstige Gegenleistung für die schuldnerische Leistung erbringen muss, obwohl die Leistung durch zufälligen Untergang der geschuldeten Sache nicht mehr möglich ist. = wenn er zum Zeitpunkt des Unterganges der Sache bereits in Annahmeverzug war

Die Preisgefahr trägt der Schuldner der Leistung zB dann wenn er infolge des zufälligen Unterganges der Sache vom Gläubiger keinen Preis bzw. keine Gegenleistung mehr verlangen kann.

D. Geldschulden

Oft wird Geld geschuldet. Geld im engeren Sinn nennt man das vom Staat anerkannte Zahlungsmittel, das als solches angenommen werden muss.

Geldschulden sind Nominalschulden: auf den Nennwert, nicht auf die Kaufkraft kommt es an!

Schwindet im Laufe der Zeit die Kaufkraft hat der erst später zahlungspflichtige Schuldner einen Vorteil: die geschuldete Geldsumme verliert inzwischen an Kaufkraft, ihr innerer Wert wird weniger. Gläubiger begegnen dem mit Wertsicherungsklauseln.

V. Leistungsstörungen

A. Allgemeines

Die geschuldete Leistung wird entweder überhaupt nicht oder zumindest vorerst nicht (Nichterfüllung) oder nicht in gehöriger Art und Weise (Schlechterfüllung) erbracht.

Tatbestände:

· die Unmöglichkeit der Leistung,

· der Verzug,

· die Gewährleistung,

· die sonstigen („positiven“) Vertragsverletzungen.

B. Unmöglichkeit der Leistung (endgültige Nichterfüllung)

1. Allgemeines

Es liegt ein gültiger Vertrag vor, der Schuldner ist also zur Leistung verpflichtet. Er bringt sie nur nachträglich (dh trotz des geschlossenen Vertrages) und endgültig nicht zustande.

Die Regeln für Unmöglichkeit gelten meist nur für entgeltliche Rechtsgeschäft und idR nur für Stückschulden; für Geldschulden nicht beachtlich!!

2. Dem Schuldner zuzurechnende Unmöglichkeit der geschuldeten Leistung (§ 920 ABGB)

Hat der Schuldner die Leistungsunmöglichkeit entweder verschuldet oder hat er die Gefahr dafür zu tragen, dass die Leistung unmöglich wird, so darf der Vertragspartner Ersatz des Erfüllungsinteresses fordern. (so zu stellen, als wäre der Vertrag ordnungsgemäß erfüllt worden)
Der Gläubiger kann:

a) am Vertrag festhalten; seine eigene Leistung (die er dem Schuldner schuldet) erbringen und den vollen Wert der vereitelten Schuldnerleistung fordern (Austauschanspruch)


b) vom Vertrag zurücktreten; seine eigene Leistung nicht erbringen und sich mit dem Differenzanspruch begnügen (den Wert der eigenen, nicht erbrachten Leistung vom Betrag des vollen Wertes der vereitelten Schuldnerleistung abziehen!)

3. Dem Gläubiger zuzurechnende Unmöglichkeit der Leistung
Es kann auch sein, dass nicht der Schuldner, sondern der Gläubiger selbst die Leistung des Schuldners vereitelt.

a) Der Vertrag bleibt aufrecht; der Gläubiger trägt die Preisgefahr


b) Der Gläubiger hat im Falle seines Verschuldens Schadenersatz zu leisten.

4. Weder dem Schuldner noch dem Gläubiger zuzurechnende Unmöglichkeit der geschuldeten Leistung (§ 1447 ABGB)

a) erlischt das Schuldverhältnis

b) Noch ausstehende Leistungen brauchen nicht mehr erbracht zu werden

c) Bereits geleistetes ist zurückzugeben

d) Sofern bereits Geleistetes nicht mehr zurückgegeben werden kann, muss wenigstens herausgegeben werden, was der Herausgabepflichtige an Stelle der untergegangenen Sache erhalten hat (= stellvertretendes commodum)
C. Verzug (vorläufige Nichterfüllung)

1. Allgemeines

Der Schuldner gerät in Verzug, wenn er die geschuldete Leistung im Fälligkeitszeitpunkt nicht auf gehörige Art und Weise erbringt, die Erbringung der Leistung jedoch nicht endgültig unmöglich ist. = Schuldnerverzug oder Leistungsverzug
Nimmt der Gläubiger die Leistung des Schuldners nicht an, obwohl sie fällig ist und auf die gehörige Art und Weise angeboten wird, spricht man vom Gläubigerverzug oder Annahmeverzug.

2. Schuldnerverzug (Leistungsverzug)

a) Objektiver Schuldnerverzug
Liegt vor, wenn den Schuldner an der Nichtleistung kein Verschulden trifft.

b) Rechtsfolgen des objektiven Schuldnerverzugs
aa) Der Gläubiger kann weiterhin die Erfüllung verlangen und bleibt, soweit er seinerseits Schuldner ist, leistungsverpflichtet.

bb) Der Gläubiger darf unter Setzung einer Nachfrist vom Vertrag zurücktreten. Nützt der Schuldner die Nachfrist nicht, wird der Vertrag infolge Rücktritts aufgelöst.

cc) Der Schuldner trägt die Preisgefahr. Geht die geschuldete Sache während des Verzuges zufällig unter, erhält er keine Gegenleistung.

dd) Bei Geldschulden fallen Verzugszinsen an. Wenn kein Prozentsatz vereinbart wurde, gelten die gesetzlich vorgesehenen Zinssätze.

c) Subjektiver Schuldnerverzug

Liegt vor, wenn der Schuldner seinen Verzug verschuldet hat. Dann treffen den Schuldner über die für den objektiven Verzug geltenden Rechtsfolgen auch noch Schadenersatzpflichten.
d) Rechtsfolgen des subjektiven Schuldnerverzugs

aa) Gläubiger wählt Erfüllungsanspruch => Schuldner hat Verspätungsschaden zu ersetzen. (jenen Nachteil ausgleichen, der dadurch entstanden ist, dass die geschuldete Leistung nicht rechtzeitig am gehörigen Ort auf die versprochene Art und Weise erbracht wurde)
bb) Gläubiger wählt Rücktritt vom Vertrag => Erfüllungsinteresse ersetzen, und jenen Nachteil ersetzen, der dem Gläubiger dadurch entstanden ist, dass der Vertrag überhaupt nicht erfüllt wurde

3. Gläubigerverzug (Annahmeverzug)

a) Gläubiger sind im Allgemeinen nicht verpflichtet, die gehörig angebotene Leistung des Schuldners anzunehmen. Dennoch gerät er in Verzug, wenn er es nicht tut.

Da der Gläubiger nicht zur Abnahme verpflichtet ist, handelt er nicht schuldhaft.

Wurde vertraglich eine Abnahmepflicht vereinbart, ist er selbst Schuldner und es kommen die Regeln über den Schuldnerverzug zur Anwendung



b) Rechtsfolgen des Gläubigerverzuges

aa) Der Gläubiger trägt die Preisgefahr.

bb) Der Schuldner haftet für den Fall der ihm vorwerfbaren Beschädigung oder Zerstörung der nicht rechtzeitig vom Gläubiger abgenommenen Sache nur mehr für Vorsatz und grobe Fahrlässigkeit.

cc) Der Schuldner darf mit schuldbefreiender Wirkung seine Leistung gerichtlich hinterlegen.

D. Gewährleistung (erfolgte Schlechterfüllung)

Mangel = die Leistung entspricht nicht dem, was vereinbart worden ist
Bietet der Schuldner seine Leistung zum Fälligkeitszeitpunkt am Erfüllungsort an, weist die Leistung aber einen Mangel auf, darf der Gläubiger die Annahme verweigern. Damit setzt er den Schuldner in Verzug. (setzt voraus, dass der Gläubiger vor Entgegennahme der Schuldnerleistung deren Mangelhaftigkeit erkannt hat)
Ist der Vertrag bereits erfüllt, kommen die Rechtsfolgen der Gewährleistung (Schlechterfüllung) zum Zuge.

1. Begriff der Gewährleistung

Gewährleisten heißt Einstehenmüssen des Schuldners für solche Sach- und Rechtsmängel, die seine vom Gläubiger angenommene Leistung im Zeitpunkt ihrer Erbringung aufweist.

· vor allem bei entgeltlichen Geschäften;

· bei Schenkungen weitgehend reduziert

· besondere Gewährleistungsregeln für bestimmte Vertragstypen (Zession, 
Handelskauf, …)

2. Zweck der Gewährleistung

Wiederherstellung der vereinbarten Relation der vertraglichen Leistungen. (= Wiederherstellung ihrer subjektiven Äquivalenz)

3. Abgrenzung gegenüber Schadenersatz und Irrtumsanfechtung

Gewährleistungsansprüche können mit Schadenersatz- bzw. Irrtumsanfechtungsansprüchen konkurrieren.

Man darf nicht nur Mangelfolgeschäden sondern auch den durch den Mangel selbst im Vermögen des Geschädigten eingetretenen Schaden – den Mangelschaden – aus dem Titel des Schadenersatzes geltend machen.

4. Die Gewährleistungstatbestände

Die Rechte des Gläubigers aus dem Titel der Gewährleistung hängen davon ab, welche Mängel die Leistung des Schuldners aufweist.

· Sach- und Rechtsmängel,

· unbehebbare und behebbare Mängel,
· nicht geringfügige und geringfügige Mängel,

· Qualitäts- und Quantitätsmängel,

· beachtliche und unbeachtliche Mängel.

a) Sach- und Rechtsmängel

Sachmängel sind gegenstandsbezogene (körperliche) Mängel an der gelieferten Sache

Rechtsmängel liegen vor, wenn der Schuldner dem Gläubiger nicht die versprochene oder ihm geschuldete Rechtsposition verschafft.

Bei Rechtsmängeln läuft die Gewährleistungsfrist ab Erkennbarkeit des Mangels.

Bei Sachmängeln läuft die Gewährleistungsfrist grundsätzlich ab Übergabe.

b) Unbehebbare und behebbare Mängel

Unbehebbare Mängel lassen sich entweder überhaupt nicht, oder nicht mit wirtschaftlich vernünftigen Mittel beseitigen.

Behebbare Mängel lassen sich mit wirtschaftlich vernünftigen Mitteln beseitigen. (vertretbare Kosten)

Bei Gattungssachen ist der Mangel durch Austausch behebbar, auch wenn die Reparatur wirtschaftlich nicht vertretbar ist.

c) Nicht geringfügige und geringfügige Mängel
Nicht geringfügige Mängel sind wesentliche Mängel; solche die den ordentlichen oder vereinbarten Gebrauch der Sache verhindern.

Geringfügige Mängel lassen den ordentlichen oder vereinbarten Gebrauch zu, stellen aber doch eine unerwünschte Abweichung der Schuldnerleistung vom Vertrag dar. = unwesentlicher Mangel

d) Qualitäts- und Quantitätsmängel

Qualitätsmängel betreffen die Art und Eigenschaft der geschuldeten Leistung.

Quantitätsmängel betreffen die Menge der geschuldeten Leistung.

e) Unbeachtliche (unerhebliche) und beachtliche (erhebliche) Mängel

Diese Mängel sind von so minimaler Bedeutung, dass sie für das Gewährleistungsrecht ohne Belang sind.

5. Rechte aus der Gewährleistung

Das Recht auf:

· Verbesserung (Nachbesserung oder Nachtrag des Fehlenden),

· Austausch der Sache (eine Sonderform der Verbesserung),

· angemessenen Minderung des Entgelts (Preisminderung),

· Aufhebung des Vertrages (Wandlung).

a) Nachbesserung

Heißt Verbesserung durch Beseitigung eines Qualitätsmangels. = Herbeiführung des Zustandes der Mangelfreiheit 
Nachbesserung setzt die Behebbarkeit des Mangels voraus.

b) Austausch der Sache

Bei Gattungssachen wird aufgrund der Austauschbarkeit der gelieferten mangelhaften Sache der Austausch als Nachbesserung gewertet.

c) Nachtrag des Fehlenden

Heißt Verbesserung eines Quantitätsmangels durch Nachlieferung jener Menge, die auf das vereinbarte Maß noch fehlt.

d) Preisminderung

Ist die Gewährung eines Preisnachlasses zum Zweck der Wiederherstellung der subjektiven Äquivalenz.

e) Wandlung

Heißt die gewährleistungsrechtliche Aufhebung des Vertrages, verbunden mit der Verpflichtung, die bereits erbrachten Leistungen wieder zurückzustellen.

f) Rangordnung der Rechte aus Gewährleistung

aa) Vorrang der Verbesserung oder des Austausches:

bei behebbaren Mängeln

bb) Verhältnis Verbesserung – Austausch:

Ist die Verbesserung verglichen mit dem Austausch, oder der Austausch verglichen mit der Verbesserung, mit einem unverhältnismäßig hohen Aufwand verbunden, so gebührt jeweils jenes Recht, das den erheblich geringeren Aufwand auslöst.

Die Abhilfe soll dem Übernehmer keine Unannehmlichkeiten bereiten => Interessensabwägung!

cc) Subsidiär: Preisminderung:

Ist der Mangel unbehebbar oder 


wird der Mangel nicht in angemessener Frist behoben oder

 
sind die Unannehmlichkeiten für den Übernehmer unzumutbar


steht dem Übernehmer das Recht auf Preisminderung zu.
dd) Bei nicht geringfügigen Mängeln:


Wahlrecht zwischen Preisminderung und Wandlung

6. Verjährung der Gewährleistungsrechte

Gewährleistungsfristen:
· Bewegliche Sachen: 2 Jahre

· Unbewegliche Sachen: 3 Jahre

· Viehmängel: 6 Wochen

7. Händlerregress

Hat ein Unternehmer einem Endverbraucher Gewähr geleistet, so kann er von seinem Vormann, wenn dieser auch Unternehmer ist, auch nach Ablauf der Fristen die Gewährleistung fordern.

Dasselbe gilt für frühere Übergeber im Verhältnis zu ihren Vormännern, wenn sie selbst wegen der Gewährleistungsrechte des letzten Käufers ihrem Nachmann Gewähr geleistet haben.

Der Anspruch ist mit der Höhe des eigenen Aufwandes begrenzt.

8. Gesetzliche Vermutung der Mangelhaftigkeit

Der Übergeber leistet Gewähr für Mängel, die beider Übergabe vorhanden sind. Dies wird vermutet, wenn der Mangel innerhalb von 6 Monaten nach der Übergabe hervorkommt. Der Übergeber muss das Gegenteil beweisen.
9. Keine Gewährleistungsrechte gibt es

· Bei im Zeitpunkt des Vertragsschlusses offenkundigen Mängeln,

· beim Kauf in Pausch und Bogen (Kauf einer Sachgesamtheit bzw. Vielzahl von Sachen)

· bei vertraglichem Ausschluss

10. Zulässigkeitsgrenzen vertraglichen Gewährleistungs-ausschlusses

Grenze der Sittenwidrigkeit beachten;

Bei Verbrauchergeschäften dürfen die Gewährleistungsregeln weitgehend nicht abbedungen werden!

11. Schadenersatz für Mangel- und Mangelfolgeschäden bei Verschulden (§ 933a ABGB)

a) Mangelschaden

Ist keine Gewährleistung mehr möglich, steht immer noch Schadenersatz zu (wenn die Tatbestandsvoraussetzungen erfüllt sind).

Auch neben dem Gewährleistungsanspruch steht bereits der Anspruch auf Schadenersatz zu. Deshalb ordnet der Gesetzgeber bezüglich des Schadenersatzanspruches den Verbesserungsvorrang an.

b) Mangelfolgeschaden (Begleitschäden)

Mangelfolgeschäden können nur dann ersetzt werden, wenn die tatbestandlichen Voraussetzungen des Schadenersatzes erfüllt sind; also va Verschulden des Schuldners vorliegt.
Gewährleistung deckt keine Mangelfolgeschäden!!

c) Befristung der Beweislastregel des § 1298 ABGB

Bei Vertragsverhältnissen hat nicht der geschädigte Partner das Verschulden des anderen zu beweisen, sondern dieser hat nachzuweisen, dass ihn kein Verschulden trifft.
Es wird gesetzlich vermutet, dass denjenigen, der den Vertrag verletzt, auch Verschulden trifft. Diese gesetzliche Vermutung gilt nur 10 Jahre lang (§ 933a Abs 3 ABGB).

Nach Ablauf dieser Frist hat der Übernehmer das Verschulden des Übergebers nachzuweisen.

E. Sonstige („positive“) Vertragsverletzungen

Es kann sein, dass der Schuldner seine vertraglichen Nebenpflichten nicht gehörig erfüllt und dem Gläubiger auf diese Weise Nachteile zufügt.

1. Rücktritt bei Zielschuldverhältnissen

Wenn die Nebenpflichtverletzungen eine Aufrechterhaltung des Schuldverhältnisses für den Gläubiger unzumutbar erscheinen lassen ist ein Vertragsrücktritt analog zum Rücktritt aus Verzug zulässig.

2. Kündigung bei Dauerschuldverhältnissen

Hier gibt es die außerordentliche Kündigung (Austritt, Entlassung, Ausschluss).

3. Schadenersatz

Dem Gläubiger stehen Schadenersatzansprüche aus positiver Vertragsverletzung zu.

Deliktshaftung = Haftung für rechtswidriges und schuldhaftes Verursachen von Schäden außerhalb bestehender rechtsgeschäftlicher Beziehung, unmittelbar aufgrund des Gesetzes
Die Vertragshaftung weist gegenüber der Deliktshaftung erhebliche Vorteile für den Geschädigten auf:

· Zugunsten des Geschädigten die Beweislastregel des § 1298 ABGB;
· Dem Geschädigten kommen die Vorteile der Erfüllungsgehilfenhaftung (§ 1313a ABGB) zugute;

· Bei Vertragsverletzungen ist es leichter, die Rechtswidrigkeit des Schädigerverhaltens darzutun.

VI. Beendigung des Schuldverhältnisses
Außer im Zuge der Geltendmachung von Abschlussfehlern (Wurzelmängeln) oder von Leistungsstörungen noch möglich:

· Einvernehmliche Beendigung

· Rücktritt

· Kündigung

· Erfüllung

· Gerichtliche Hinterlegung

· Leistung an Zahlungs Statt

· Aufrechnung (Kompensation)

· Vereinigung (Konfusion)

· Verzicht

· Zeitablauf

· Eintritt einer Bedingung

· Tod

Besonderer Teil des Schuldrechts
I. Allgemeines

Die vertraglichen Schuldverhältnisse beruhen auf Vertrag.

Die gesetzlichen Schuldverhältnisse beruhen unmittelbar auf gesetzlichen Tatbeständen.

II. Die vertraglichen Schuldverhältnisse

A. Allgemeines

Es herrscht  Vertragsfreiheit. Die Rechtssubjekte können im Rahmen des zwingenden Gesetzesrechtes vereinbaren, was immer sie wollen.

Der Gesetzgeber bietet für besonders gängige Fälle besondere Regelungen an. Dies dient der Erleichterung des rechtsgeschäftlichen Verkehrs. (Die Ordnungsfragen dieser Vertragstypen werden vorweg geregelt.)

Die Parteien können jedoch etwas anderes vereinbaren, als der Gesetzgeber anordnet (dispositives Gesetzesrecht).

Mit Hilfe zwingender Rechtsnormen werden bestimmte Schutzzwecke verfolgt.

B. Konsensualverträge und Realverträge

1. Konsensualverträge

Fast alle Verträge kommen heute allein durch Willensübereinstimmung zustande. Es genügt der Konsens.

2. Realverträge

Zusätzlich zur Willenseinigung ist eine faktische Leistung erforderlich.

Bsp Darlehensvertrag, Leihevertrag, Verwahrungsvertrag

Liegt lediglich eine Willensübereinstimmung vor, hat man es mit einem Vorvertrag zum noch nicht zustande gekommenen Realvertrag zu tun. Hier verpflichten sich die Parteien zum künftigen Abschluss eines (Haupt-)Vertrages. Der wesentliche Inhalt des (Haupt-)Vertrages muss im Vorvertrag bereits festgelegt sein.

C. Gesetzliche Vertragstypen

Sind:

· Veräußerungsverträge,

· Gebrauchsüberlassungsverträge,

· Dienstleistungsverträge,

· Gesellschaftsverträge,

· Sicherungsverträge,

· Glücksverträge.

D. Veräußerungsverträge

Dienen dem Zweck, Sachen ins Eigentum anderer zu übertragen.
· Kaufvertrag,

· Tauschvertrag,

· Schenkungsvertrag.

1. Der Kaufvertrag

Eigentum an Sachen wird gegen Zahlung eines Geldbetrages (Kaufpreises) erworben.

Hauptpflichten:

Pflicht des Verkäufers = dem Käufer Eigentum an der Sache zu verschaffen

Pflicht des Käufers = den Kaufpreis zu zahlen

2. Der Tauschvertrag

Ware gegen Ware wird in Eigentum des jeweils anderen übertragen.

Der Tausch ist die Grundform des entgeltlichen Veräußerungsgeschäftes.

Der internationale Handel ließ in letzter Zeit das Tauschgeschäft wieder aufblühen.

3. Der Schenkungsvertrag

Ist auf unentgeltliche Übertragung des Eigentums an einer Sache gerichtet.

Die Gültigkeit der Schenkung bedarf entweder der tatsächlichen Übergabe des Schenkungsgegenstandes oder eines Notariatsaktes.

Beachtlich ist hier der Motivirrtum; Schenkungen dürfen auch einseitig widerrufen werden.

E. Gebrauchsüberlassungsverträge
Räumen den Gebrauch von Sachen ein, ohne eine endgültige Übertragung der Sachen ins Eigentum des anderen zu bezwecken.

· Bestandverträge (Miete und Pacht),

· Leihvertrag,

· Darlehensvertrag

1. Bestandverträge (Miete, Pacht)

Miete ist die entgeltliche Gebrauchsüberlassung an einer körperlichen beweglichen oder unbeweglichen Sache auf Zeit.

Pacht ist die entgeltliche Überlassung des Fruchtgenusses an einer Sache auf Zeit. Die Sache wird gebraucht und zur wirtschaftlichen Nutzung eingesetzt.

Zwingende Sonderregelung gibt es zum Schutz der Mieter!!

2. Der Leihvertrag

Regelt die entgeltliche Gebrauchsüberlassung einer Sache auf Zeit.

= Realvertrag; das Leiheversprechen ist daher nur der Vorvertrag!

Bittleihe ist Leihe auf jederzeitigen Widerruf.

3. Der Darlehensvertrag

Betrifft die Übereignung einer Menge vertretbarer Sachen (regelmäßig Geld) gegen die Verpflichtung, dieselbe Menge gleicher Gattung und Güte nach vereinbarter Zeit zurückzustellen.

Kann entgeltlich oder unentgeltlich sein; Entgelt ist in Form von Zinsen

Darlehensvertrag ist ein Realvertrag, das Darlehensversprechen (Kreditvertrag) ist der Vorvertrag

Eigentum an den vertretbaren Sachen wird übertragen.

Das Bankrecht enthält zusätzliche Regelungen; die Verträge beruhen weitgehend auf AGB.

F. Dienstleistungsverträge

Betreffen bestimmte Tätigkeiten (Handlungen) des Schuldners, die er entweder persönlich oder unter Beiziehung von Hilfspersonen zu verrichten hat. Vertragsgegenstand ist der Einsatz von Arbeitskraft, persönlichen Fähigkeiten, Künsten und Erfahrungen.
Diese Vertragstypen werden unterschieden:

· Arbeitsvertrag,

· freier Dienstvertrag,

· Werkvertrag,

· Auftrag,

· Verwahrungsvertrag

1. Der Arbeitsvertrag

Ist die Rechtsgrundlage der Tätigkeit in persönlicher Abhängigkeit. Er ist das Fundament der Arbeitsverhältnisse von Arbeitern und Angestellten. 

Er ist der Grundtatbestand eines ganzen Rechtsgebietes: des Arbeitsrechtes.
Persönlich abhängig (unselbständig, fremdbestimmt) tätig und somit Arbeitnehmer ist:

Wer die versprochenen Dienste unter Weisung des Arbeitgebers verrichtet,

sich weder Arbeitszeit noch Arbeitsort aussuchen kann,

in eine fremde Betriebsorganisation eingegliedert ist,

mit fremden Betriebsmitteln arbeitet,

idR persönlich leistungspflichtig ist und

sorgfältige Dienstleistung, nicht aber einen bestimmten Arbeitserfolg verspricht

Arbeitnehmerbegriff = Typusbegriff; dh nicht alle Tatbestandsmerkmale müssen zutreffen!

2. Freie Dienstverträge

Sind gleichfalls auf die Verrichtung von Diensten auf Zeit gerichtet, ohne dass ein bestimmter Arbeitserfolg zugesagt wurde.

Freie Dienstnehmer sind nicht persönlich abhängig!

Sofern freie Dienstnehmer von einem einzigen Dienstgeber wirtschaftlich abhängig sind, haben sie erhöhten rechtlichen Schutz; man spricht von arbeitnehmerähnlichen Personen.

3. Der Werkvertrag

Betrifft die Tätigkeit des selbstständigen Unternehmers. 

Der Werkunternehmer handelt nicht bloß mit fertigen Waren, sondern er stellt für den Besteller einen bestimmten Erfolg – das „Werk“ – her.

4. Der Auftrag (Bevollmächtigungsvertrag)

Beim Auftrag geht es um die Durchführung von Rechtsgeschäften bzw. Rechtshandlungen für einen anderen auf dessen Rechnung.

Er kann entgeltlich oder unentgeltlich sein.

Er begründet eine Pflicht des Auftragnehmers zur Besorgung der ihm übertragenen Geschäfte.

Der Auftrag kann mit einer Vollmacht verbunden sein. 

Dem Auftrag verwandt sind:

· Handelsvertretervertrag,

· Handelsmakler- und Zivilmaklervertrag,

· Kommissionsgeschäft,

· Trödelvertrag (Verkaufsauftrag).

5. Der Verwahrungsvertrag

Jemand nimmt eine Sache für eine bestimmte Zeit in seine Obsorge (Verwahrung). Der Vertrag kann entgeltlich oder unentgeltlich sein.
Den Verwahrer treffen auch Obsorgepflichten.

Der Verwahrungsvertrag ist ein Realvertrag; er kommt mit der Übernahme der Sache zustande.

G. Gesellschaftsverträge

Bei Gesellschaftsverträgen spielen persönlicher Einsatz und persönliches Können eine Rolle. Es kommt noch die Bedeutung von Kapitaleinsatz hinzu.

Gesellschaftsverträge sind auf die Verfolgung eines gemeinsamen Zweckes gerichtet.

H. Sicherungsverträge

dienen ausschließlich der Sicherung des Gläubigers gegenüber dem Schuldner. Dazu zählen:

· Bürgschaftsvertrag,

· Pfandbestellungsvertrag.

1. Die Bürgschaft

Jemand verspricht, den Gläubiger zu befriedigen, sollte der Schuldner nicht zahlen. Die Bürgschaftserklärung bedarf nach bürgerlichem Recht der Schriftform. (gilt nicht für Vollkaufleute)
Bürgschaften sind zwingend vom Bestehen einer Hauptschuld abhängig, dh sie sind akzessorisch.

2. Der Pfandbestellungsvertrag

Ist der schuldrechtliche Teil für die Bestellung eines Pfandrechts. Zwischen Pfandbestellungs- und Pfandvertrag wird unterschieden.

Der Pfandvertrag ist ein dinglicher (sachenrechtlicher) Vertrag. (betrifft Pfandbestellung)

Der Pfandbestellungsvertrag zielt darauf ab, ein Pfand bestellen zu wollen (Verpflichtungsgeschäft).

I. Glücksverträge
Weisen ein „aleatorisches Moment“ auf: Es hängt vom Zufall, von im Einzelfall nicht kalkulierbaren Umständen ab, ob und wie viel der Vertragspartner erhält.

· Wette und Spiel,

· Hoffnungskauf,

· Erbschaftskauf,

· Leibrentenvertrag,

· Versicherungsvertrag.

1. Leibrentenvertrag

In ihm verpflichtet sich ein Teil zur Zahlung einer Rente auf Lebensdauer des Vertragspartners oder eines Dritten. Der andere Teil gewährt dafür als Gegenleistung meist eine Liegenschaft, ein Unternehmen, ein Bauerngut.

Aleatorische Moment = Unklarheit, wie lange der Rentner noch lebt

2. Versicherungsvertrag

Versicherungsrechtslehre lehnt diese Einordnung ab; das Versicherungsrecht hat sich zu einem eigenen Rechtsgebiet entwickelt.

J. Frei gestaltete Verträge

Sind nicht gesetzlich vertypt. Je nach ihrer Entfernung von den gesetzlichen Vertragstypen unterscheidet man „gemischte“ und „atypische“ Verträge.

Gemischte Verträge => auch die Regelungen über Vertragsauslegung sind möglich.

III. Die gesetzlichen Schuldverhältnisse
A. Allgemeines

Beruhen ausschließlich auf gesetzlichen Tatbeständen:
Die wichtigsten enthält:

· Das Schadenersatzrecht,

· das Bereicherungsrecht,

· das Recht der Geschäftsführung ohne Auftrag und

· das Recht der Gläubigeranfechtung.

B. Schadenersatzrecht

1. Grundgedanken
Nur bei Vorliegen besonderer Voraussetzungen erlaubt die Rechtsordnung, dass der Geschädigten von demjenigen, der den Schaden entweder selbst verursacht hat oder der für das Verhalten der Schadensverursacher verantwortlich ist, Ersatz fordern darf.

2. Systeme des Schadenersatzrechts

Je nach Art der Gründe, die die Rechtsordnung ermöglicht, den Verursacher eines Schadens auf Ersatz in Anspruch zu nehmen (Zurechnungsgründe) gibt es verschieden Ersatzsysteme:

· Das System der Verschuldenshaftung,

· das System der Gefährdungshaftung,

· das System der Eingriffshaftung.

Österreich: Das System der Verschuldenshaftung ist umfassend ausgebaut.

Gefährdungshaftungen nur in einigen Sondergesetzen. Nur ausnahmsweise finden sich Fälle der Eingriffshaftung.

3. Schadensbegriffe

a) Realer Schaden

Heißt die tatsächliche nachteilige Veränderung, die ein Ereignis im Vermögens- und Persönlichkeitsbereich eines Menschen ausgelöst hat.

Der Schadensbegriff spielt dort eine Rolle, wo der Schädiger zur Naturalrestitution verpflichtet ist (Wiederherstellung des früheren Zustandes in natura).
Ansonsten kommt es auf den Vermögensschaden an:
Es geht um die in Geld messbare Veränderung im Vermögen des Geschädigten.

Man unterscheidet:

· Positiver Schaden

· Entgangener Gewinn

Sind bestehende Vermögensgüter und Rechte beeinträchtigt worden, spricht man von positivem Schaden.

Wurden darüber hinaus künftige Erwerbs- und Gewinnchancen zerstört, spricht man von entgangenem Gewinn.

b) entgangener Gewinn
wird nur bei qualifiziertem Verschulden (Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit) zusätzlich zum positiven Schaden ersetzt.
c) ideelle (immaterielle Schäden)

Es geht um Gefühlsschäden (Schmerzen, Kränkungen). Diese werden nur in gesetzlich geregelten Ausnahmefällen ersetzt.

Ersatzfähig ist:

Der Entgang von Urlaubsfreude;

Wer rechtswidrig und schuldhaft in die Privatsphäre eines Menschen eingreift oder Umstände aus der Privatsphäre eines Menschen offenbart oder verwendet.

4. Verschuldenshaftung
Nach den Grundsätzen der Verschuldenshaftung wird ersatzpflichtig, wer rechtswidrig und schuldhaft einen Schaden verursacht.

Voraussetzungen der Verschuldenshaftung:

· Schaden

· Verursachung

· Rechtswidrigkeit

· Verschulden

a) Schaden

Ob ein zurechenbarer Schaden vorliegt oder nicht, hängt einerseits von den realen Gegebenheiten, andererseits vom in Frage kommenden Schadensbegriff und der Art der Schadensberechnung ab.

b) Verursachung

aa) Das Postulat der conditio sine qua non und die Äquivalenztheorie
Zu prüfen ist, ob der potentiell Haftpflichtige den Schaden durch eigenes Verhalten verursacht hat, bzw. ob Sachen oder Personen für die er einzustehen hat ursächlich waren.

Gefragt wird, ob der Schaden entfiele, wenn man das Ereignis, dessen Ursächlichkeit geprüft werden soll, wegdenkt.

Entfiele der Schaden, ist das Ereignis ursächlich.

Das Ereignis ist dann eine conditio sine qua non des eingetretenen Schaden.

bb) Ausnahmen vom Postulat der conditio sine qua non
Es gibt auch Fälle, in denen die Schadensursache keine conditio sine qua non ist und dennoch gehaftet wird.

· Kumulative Kausalität,

· alternative Kausalität,

· überholende Kausalität (Schwierigkeiten!!)

cc) Die Adäquanztheorie
Zugerechnet sollen nur jene Schäden werden, die angesichts des gesetzten Verhaltens üblicherweise, „nach dem gewöhnlichen Lauf der Dinge“ eintreten.

Sie will die Schadenshaftung einschränken.

c) Rechtswidrigkeit
Rechtswidrig ist ein schädigendes Verhalten dann, wenn es verstößt:

· Gegen gesetzliche Verhaltensanordnungen,

· gegen die guten Sitten,

· gegen absolut geschützte Rechtspositionen,

· gegen rechtsgeschäftliche Pflichten (insbesondere gegen Verträge).

Die Lehre vom Schutzzweck der Norm und vom Rechtswidrigkeitszusammenhang:

Der entstandene Schaden muss im Bereich des Schutzzwecks der Norm liegen (sonst keine Schadenersatzpflicht). = Rechtswidrigkeitszusammenhang

Ergibt sich aus dem Gesetz kein spezieller Normzweck, so stellt die Adäquanztheorie einen solchen Normzweck zur Verfügung. (sie gehört daher in den Bereich des Rechtswidrigkeitszusammenhangs)

cc) Notwehr und Notstand: (Rechtfertigungsgründe)
Notwehr liegt vor, wenn jemand einen gegenwärtigen oder unmittelbar drohenden rechtswidrigen Angriff auf seine oder fremde Rechtsgüter im erforderlichen Ausmaß und unter Einsatz angemessener Mittel abwehrt.

Notstandshandlung liegt vor, wenn jemandem sonst Gefahr droht und er deshalb in den Rechtsbereich eines anderen eingreift. Zu prüfen ist, ob der Eingreifer seinen Notstand schuldhaft herbeigeführt hat.

d) Verschulden

Ist rechtswidriges Verhalten überdies subjektiv vorwerfbar, liegt Verschulden vor. Schuldhaft ist rechtswidriges Verhalten dann, wenn der Täter dieses Verhalten aufgrund seiner Einsichtsfähigkeit und seiner persönlichen Möglichkeiten hätte vermeiden können.

aa) Vorsatz: 

nennt man das bewusste rechtswidrige Verhalten. 

(Der Täter sieht den schädigenden Erfolg voraus, wünscht ihn oder billigt ihn zumindest.)

bb) Fahrlässigkeit:

liegt vor, wenn der Täter bei seinen Handlungen, die gehörige Sorgfalt vermissen lässt.

Leicht fahrlässig heißt, er begeht einen Fehler, der gelegentlich auch einem sorgfältigen Menschen passiert.

Grob fahrlässig heißt, wenn er eine Sorglosigkeit an den Tag legt, die einem ordentlichen Menschen in dieser Situation keinesfalls unterläuft.

e) Zur Rechtswidrigkeits- und Verschuldensprüfung

Die Rechtswidrigkeitsprüfung orientiert sich an objektiven Verhaltenskriterien.

Beim Verschulden geht es um Fragen der subjektiven Vorwerfbarkeit des rechtswidrigen Verhaltens.

Mitunter indiziert rechtswidriges Verhalten auch das Vorliegen von Verschulden:

Bsp bei Vertragsverletzung; in diesen Fällen hat der Schädiger seine Unschuld zu beweisen.

f) Haftung für eigenes Verschulden

Grundsätzlich stellt das System der Verschuldenshaftung darauf ab, dass der Schädiger selbst schuldhaft handelt.

g) Haftung für fremdes Verschulden

Erfüllungsgehilfe ist, wessen sich der Geschäftsherr zur Erfüllung bestehender Schuldverhältnisse, vor allem: zur Erfüllung bestehender Vertragsverhältnisse, bedient. Für das Verschulden jedes Erfüllungsgehilfen haftet der Geschäftsherr wie für eigenes.

Gilt auch bereits für vorvertragliche Schuldverhältnisse!

Besorgungsgehilfe ist, wessen sich der Geschäftsherr zur Besorgung seiner sonstigen Angelegenheiten (nicht zur Erfüllung bestehender Schuldverhältnisse) bedient. Für das Verschulden von Besorgungsgehilfen hat der Geschäftsherr nur dann wie für sein eigenes einzustehen, wenn er sich einer untüchtigen oder wissentlich einer gefährlichen Person bedient.

Untüchtig = für die von ihm zu verrichtende Tätigkeit nicht geeignet.

Gefährlich = wer dem Geschäfsherrn zB als Dieb bekannt ist.
h) Haftung mehrerer Schädiger

Sofern sich die Schadensanteile bestimmen lassen, haftet jeder Schädiger für seinen Anteil.

Andernfalls oder bei vorsätzlicher Schädigung haften die Schädiger solidarisch.

Der Geschädigte kann sich an alle oder auch nur an einen der Schädiger wenden, um den gesamten Schaden ersetzt zu bekommen.

i) Mitverschulden des Geschädigten

Hat der Geschädigte selbst vorwerfbar gehandelt, so trägt er mit dem Schädiger den Schaden unter Abwägung der den einzelnen betreffenden Verschuldensvorwürfe verhältnismäßig.

j) Verjährung

Schadenersatzansprüche verjähren innerhalb von drei Jahren ab Kenntnis von Schaden und Schädiger, daneben beginnt eine absolute 30jährige Frist mit Schadenseintritt zu laufen.
5. Die Gefährdungshaftung
a) Gründe der Gefährdungshaftung: 

Die Schadenstragung durch den Schädiger wird mit der Gefährlichkeit seiner an sich erlaubten Tätigkeit gerechtfertigt.

Wer zum eigenen Vorteil eine gefährliche Tätigkeit verrichtet oder gefährliche Sachen nützt, soll auch für den Ersatz jener Schäden aufkommen, die andere durch diese gefährliche Tätigkeit erleiden.

b) Kein geschlossenes System:

Es gibt kein geschlossenes System, sondern eine ganze Reihe von Sondergesetzen, insbesondere im Bereich gefährlicher Verkehrsmittel und Unternehmen.

· Das EKHG über die Haftung für Eisenbahnen und Kraftfahrzeuge,

· das LFG über die Haftung der Luftfahrzeuge,

· das AtomHG über Haftung für Kernanlagen und Kernmaterialien,

· das RHG über die Haftung für Anlagen zur Fortleitung oder Abgabe von Elektrizität oder Gas,

· das RohrleitungsG über die Haftung für bestimmte Rohrleitungen,

· das ForstG über die Haftung für Anlagen, von denen forstschädliche Luftverunreinigungen ausgehen.

· Bergrechtliche Vorschriften über die Haftung für Schäden, die durch eine Bergbautätigkeit verursacht werden.

Lehre und Rechtsprechung neigen dazu, in Analogie zu den bestehenden Tatbeständen der Gefährdungshaftung eine allgemeine, vom Verschulden unabhängige Haftung für gefährliche Sachen anzunehmen.

6. Die Eingriffshaftung

Ist die Haftung wegen rechtmäßiger Inanspruchnahme fremden Gutes.

Thematisch gehört auch die Entschädigung für Enteignungen hierher.

C. Bereicherungsrecht
1. Allgemeines

Die Ansprüche aus dem Bereicherungsrecht haben die Aufgabe, ungerechtfertigte (rechtsgrundlose) Vermögensverschiebungen wieder rückgängig zu machen.
Man unterscheidet Leistungskondiktionen und Verwendungsansprüche.

2. Leistungskondiktionen

Setzen eine Leistung des „Verkürzten“ an den ungerechtfertigt Bereicherten voraus. Leistung ist dabei eine bewusste Zuwendung zur Erreichung eines bestimmten Zweckes.

3. Verwendungsansprüche

Die Vermögensverschiebung wurde nicht durch Leistung bewirkt, der Bereicherte hat aber dennoch rechtsgrundlos einen Vorteil aus fremdem Vermögen gezogen. Dem „Verkürzten“ steht gleichsam als Fortwirkung seines Rechts an den entzogenen Vermögenswerten ein „Verwendungsanspruch“ zu.

Der Grundtatbestand dieses Anspruches ist der Eingriff des Bereicherten in fremde Rechte.

Verwendungsansprüche gewähren Wertersatz bzw die Herausgabe der rechtsgrundlos benützten Sache. Für den Gebrauch ist Benützungsentgelt zu leisten.

D. Geschäftsführung ohne Auftrag
Geschäftsführung ohne Auftrag heißt die eigenmächtige Besorgung der Angelegenheiten eines anderen in der Absicht, dessen Interessen zu fördern. Ein Vertrag besteht nicht.
Bei den Regeln über die Geschäftsführung ohne Auftrag geht es darum, ob und inwieweit der „Geschäftsführer“ Ersatz für seine Aufwendungen verlangen darf oder umgekehrt seinerseits ersatzpflichtig wird.

E. Gläubigeranfechtung
Mitunter benachteiligen Verfügungen eines Schuldners seine Gläubiger durch Verminderung des Haftungsfonds. Die Gläubiger können unter bestimmten Voraussetzungen das sie benachteiligende Geschäft anfechten, wenn das Vermögen des Schuldners zur Befriedigung ihrer Gläubigeransprüche nicht ausreicht.[image: image1.png]
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